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Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Prüfung der 

Wahlen zum Landtag des Landes NRW 
Vom 1. Februar 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Prüfung der Wahlen 

zum Landtag des Landes NRW 

Artikel I 

Das Gesetz über die Prüfung der Wahlen zum Landtag 
des Landes Nordrhein-Westfalen (Wahlprüfungsgesetz 
NW) vom 20. November 1951 (GV. NRW S. 147), das zu­
letzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 24. Mai 2016 (GV. 
NRW S. 250) geändert worden ist, wird wie folgt geän­
dert: 

1. In § 2 Absatz 1 wird Satz 1 wie folgt gefasst: 

„Der Einspruch nach § 1 Abs. 1 ist binnen einer Frist 
von zwei Monaten nach dem Wahltag einzulegen und 
zu begründen." 

2. In§ 7 wird Absatz 2 wie folgt gefasst: 

,,(2) Entscheidet der Landtag nicht innerhalb einer 
Frist von sechs Monaten nach dem Wahltag, dann gilt 
der Einspruch als abgelehnt. Das gleiche gilt für einen 
vom Präsidenten des Landtags eingelegten Einspruch 
(§ 2 Abs. 1 Satz 2) sowie für einen Antrag auf Grund 
des § 1 Abs. 2, über den nicht innerhalb von sechs 
Monaten entschieden wird." 

3. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

,,(1) Die nach § 9 Abs. 1 Beteiligten können inner­
halb eines Monats seit der Zustellung die Ent­
scheidung durch Beschwerde beim Verfassungsge­
richtshof anfechten. Die Beschwerde ist innerhalb 
eines weiteren Monats schriftlich zu begründen. Im 
Falle des § 7 Abs. 2 Satz 1 beginnt die Beschwerde­
frist sechs Monate nach dem Wahltag. Im Falle des 
§ 7 Abs. 2 Satz 2 beginnt die Beschwerdefrist sechs 
Monate nach der Einlegung des Einspruchs oder 
nach Antragsstellung." 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Für die Entscheidung des Verfassungsgerichts­
hofs gilt§ 7 Abs. 1 entsprechend." 

Artikel II 
Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt an dem nächsten auf die Verkündung des 
Gesetzes folgenden Wahltag für die Wahl zum Landtag 
des Landes Nordrhein-Westfalen in Kraft. 

Für einen vom Präsidenten des Landtags eingelegten 
Einspruch (§ 2 Absatz 1 Satz 2 Wahlprüfungsgesetz NW) 
sowie für einen Antrag auf Grund des§ 1 Absatz 2 Wahl­
prüfungsgesetz NW, die zwischen Wahltag und Beginn 
der 18. Wahlperiode eingelegt bzw. gestellt werden und 
sich auf die 17. Wahlperiode beziehen, gelten die bisheri­
gen Vorschriften fort. 

Düsseldorf, den 1. Februar 2019 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

-GV. NRW 2019 S.114 

2000 

Bekanntmachung 
des Beitritts des Landes Mecklenburg­

Vorpommern zu dem Abkommen über die 
Errichtung und Finanzierung der Akademie 

für öffentliches Gesundheitswesen in 
Düsseldorf vom 24. Juni 1971 

Vom 1. Februar 2019 

Das Land Brandenburg ist gemäß Artikel 11 Absatz 4 
des Abkommens über die Errichtung und Finanzierung 
der Akademie für öffentliches Gesundheitswesen in Düs­
seldorf vom 24. Juni 1971 mit Wirkung zum 1. Januar 
2019 dem Abkommen beigetreten. 

Düsseldorf, den 1. Februar 2019 

316 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Karl-Josef L a um an n 

- GV. NRW 2019 S. 114 

Gesetz 
zur Ausführung der Insolvenzordnung (AG InsO) 

Vom 1. Februar 2019 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Ausführung der Insolvenzordnung (AG InsO) 

§1 
Geeignete Personen und Stellen im Verbraucherinsol-

venzverfahren 

Als geeignet im Sinne des § 305 Absatz 1 Nummer 1 der 
Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866), 
die zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 
23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert worden ist, sind 
anzusehen 

1. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Steuerberate­
rinnen und Steuerberater, Wirtschaftsprüferinnen und 
Wirtschaftsprüfer sowie vereidigte Buchprüferinnen 
und Buchprüfer, es sei denn, die Person betreibt neben 
den Aufgaben nach § 5 auch gewerblich Kredit-, 
Finanz-, Finanzvermittlungs- oder ähnliche Dienste, 
und 

2. Stellen, die von der nach§ 3 Absatz 1 zuständigen Be­
hörde des Landes Nordrhein-Westfalen als geeignet 
anerkannt worden sind, wobei Zweig-, Neben- und 
Außenstellen sowie sonstige räumlich getrennte Teile 
von anerkannten Beratungsstellen jeweils als eigene 
Stelle gelten, für die eine eigene Anerkennung erfor­
derlich ist. 

§2 
Anerkennungsvoraussetzungen 

(1) Eine Stelle nach § 1 Nummer 2 wird als geeignet an­
erkannt, wenn 

1. eine mit mindestens der Hälfte der regelmäßigen Wo­
chenarbeitszeit in der Stelle tätige Person Absolventin 
oder Absolvent eines der folgenden Studiengänge ist 
oder über folgende oder eine vergleichbare abge­
schlossene Ausbildung verfügt: 

a) Studiengang mit dem inhaltlichen Gegenstand der 
sozialen Arbeit mit staatlicher Anerkennung, 

b) Diplom-, Bachelor- oder Master-Studiengang der 
Fachrichtung Sozialpädagogik oder Soziale Arbeit, 

c) Ausbildung als Bankkauffrau oder Bankkaufmann, 
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d) Ausbildung als Betriebswirtin oder Betriebswirt, 

e) Ausbildung als Ökotrophologin oder Ökotropho­
loge, 

f) Ausbildung als Wirtschaftsjuristin oder Wirt­
schaftsjurist, 

g) Laufbahnbefähigung für die Laufbahngruppe 2 
des allgemeinen Verwaltungsdienstes oder des Jus­
tizdienstes oder 

h) eine in § 1 Nummer 1 genannte Ausbildung oder 
eine zur Ausübung des Anwaltsberufs befähigende 
Ausbildung, 

2. die Betreiberin oder der Betreiber und die Leiterin 
oder der Leiter der Stelle zuverlässig sind, 

3. die Stelle die in§ 5 genannten Aufgaben ordnungsge­
mäß erfüllt, 

4. die Stelle auf Dauer angelegt ist, 

5. in der Stelle mindestens eine Person mit ausreichen­
der praktischer Erfahrung mit mindestens der Hälfte 
der regelmäßigen Wochenarbeitszeit in der Schuldner­
beratung tätig ist, wobei eine ausreichende praktische 
Erfahrung in der Regel bei zweijähriger Tätigkeit in 
einer Schuldnerberatungsstelle vorliegt und die in § 1 
Nummer 1 genannten Personen als hinreichend be­
rufserfahren gelten, 

6. die erforderliche Rechtsberatung durch eine bei der 
Stelle angestellte Person mit der Befähigung zum An­
waltsberuf oder auf andere Art und Weise sicherge­
stellt ist, 

7. die Anforderungen gemäß Nummer 1 bis 6 dauerhaft 
erfüllt werden oder auf Dauer angelegt sind. 

(2) Eine Anerkennung ist nicht zulässig, wenn die Stelle 
neben den Aufgaben nach § 5 auch Kredit-, Finanz-, 
Finanzvermittlungs- oder ähnliche Dienste gewerblich 
betreibt. 

(3) Eine vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes aufgrund 
des Gesetzes zur Ausführung der Insolvenzordnung vom 
23. Juni 1998 (GV. NRW. S. 435), das zuletzt durch Artikel 
8 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 863) 
geändert worden ist, erfolgte Anerkennung gilt als Aner­
kennung nach diesem Gesetz. 

(4) Die von einer in einem anderen Land der Bundesre­
publik Deutschland als geeignet anerkannten Person 
oder Stelle ausgestellte Bescheinigung über den erfolglo­
sen Einigungsversuch steht der Bescheinigung einer 
nach Absatz 1 anerkannten Stelle gleich. Ein Tätigwer­
den einer in einem anderen Land anerkannten Stelle in 
Nordrhein-Westfalen setzt eine gesonderte Anerkennung 
nach§ 1 Nummer 2 voraus. 

§3 
Anerkennungsverfahren 

(1) Zuständige Behörde ist die Bezirksregierung Düssel­
dorf. 

(2) Die Anerkennung ist schriftlich zu beantragen. Mit 
dem Antrag sind die Nachweise über das Vorliegen der 
Anerkennungsvoraussetzungen zu übermitteln. 

(3) Das Anerkennungsverfahren kann auch über eine 
einheitliche Stelle nach den §§ 71a bis 71e des Verwal­
tungsverfahrensgesetzes für das Land Nordrhein-West­
falen in der Fassung der Bekanntmachung vom 12. No­
vember 1999 (GV. NRW. S. 602) in der jeweils geltenden 
Fassung abgewickelt werden. 

(4) Über den Antrag auf Anerkennung entscheidet die 
Behörde innerhalb einer Frist von sechs Monaten. Hat 
die Behörde nicht innerhalb dieser Frist entschieden, gilt 
die Anerkennung als erteilt. 

§4 
Nebenbestimmungen, Rücknahme und Widerruf 

(1) Die Anerkennung kann unter Auflagen und Bedin­
gungen sowie mit dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt 
werden. Nebenbestimmungen nach Satz 1 können auch 
nachträglich erteilt oder geändert werden. 

(2) Die Anerkennung soll zurückgenommen werden, 
wenn bei ihrer Erteilung eine Anerkennungsvorausset­
zung nach § 2 nicht vorlag. 

(3) Die Anerkennung soll widerrufen werden, wenn eine 
Anerkennungsvoraussetzung nach § 2 wegfällt. 

(4) Die Antragstellerin oder der Antragsteller ist ver­
pflichtet, die für die Anerkennung zuständige Behörde 
unverzüglich über den Wegfall von Anerkennungsvor­
aussetzungen zu unterrichten. Die für die Anerkennung 
zuständige Behörde kann verlangen, dass der Nachweis 
des Fortbestehens der Anerkennungsvoraussetzungen ge­
führt wird. 

§5 
Aufgaben einer geeigneten Stelle 

(1) Aufgaben der geeigneten Stelle sind die persönliche 
Beratung, die qualifizierte Prüfung der Einkommens­
und Vermögensverhältnisse sowie die Vertretung der 
Schuldnerin oder des Schuldners bei der Schuldenberei­
nigung, insbesondere bei der außergerichtlichen Eini­
gung mit den Gläubigern auf der Grundlage eines Plans 
nach den Bestimmungen über das Verbraucherinsolvenz­
verfahren nach dem Zehnten Teil der Insolvenzordnung. 

(2) Scheitert eine außergerichtliche Einigung zwischen 
der Schuldnerin oder dem Schuldner und den Gläubige­
rinnen und Gläubigern, hat die Stelle die Schuldnerin 
oder den Schuldner über die Voraussetzungen des Ver­
braucherinsolvenzverfahrens zu unterrichten und eine 
Bescheinigung über die Beratung nach Absatz 1 und den 
erfolglosen Einigungsversuch auszustellen. 

(3) Die Stelle unterstützt die Schuldnerin oder den 
Schuldner auf Verlangen bei der Einreichung des Antra­
ges nach § 305 Absatz 1 der Insolvenzordnung und bei 
der Zusammenstellung aller Unterlagen, die mit dem 
Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens vorzule­
gen sind. Sie kann die Schuldnerin oder den Schuldner 
im gerichtlichen Verfahren nach§§ 305 bis 311 der Insol­
venzordnung vor dem Insolvenzgericht vertreten. 

(4) Die Stelle soll, soweit dies im Einzelfall erforderlich 
ist, die wirtschaftliche, soziale und psychosoziale Bera­
tung im Sinne einer ganzheitlichen Beratung umfassen. 

§6 
Ordnungswidrigkeiten 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer Schuldnerinnen und 
Schuldnern Leistungen nach § 5 Absatz 2 und 3 anbietet 
oder diese durchführt, ohne dafür nach § 1 Nummer 1 
geeignet oder nach§ 1 Nummer 2 anerkannt zu sein. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis 
zu fünftausend Euro geahndet werden. 

(3) Zuständige Verwaltungsbehörde zur Verfolgung von 
Ordnungswidrigkeiten gemäß § 36 Absatz 1 Nummer 1 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I 
S. 602), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
27. August 2017 (BGBL I S. 3295) geändert worden ist, ist 
die Bezirksregierung Düsseldorf. 

§7 
Inkrafttreten und Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt das Gesetz zur Ausführung der Insol­
venzordnung vom 23. Juni 1998 (GV. NRW. S. 435), das 
zuletzt durch Artikel 8 des Gesetzes vom 1 7. Dezember 
2009 (GV. NRW. S. 863) geändert worden ist, außer Kraft. 
Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum 
31. Dezember 2028 und danach alle zehn Jahre über die 
Auswirkungen dieses Gesetzes. 

Düsseldorf, den 1. Februar 2019 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Armin Laschet 



116 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen - Nr. 4 vom 19. Februar 2019 

77 

Der Minister für Kinder, Familie, 
Flüchtlinge und Integration 

Dr. Joachim St am p 

Der Minister der Finanzen 

i.V. Prof. Dr. Andreas P in k w a r t 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister für Wirtschaft, Innovation, 
Digitalisierung und Energie 

Prof. Dr. Andreas P i n k w a r t 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Gleichstellung 

lna Scharrenbach 

Der Minister der Justiz 

Peter B i e s e n b a c h 

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

Ursula H e i n e n - E s s e r 

- GV. NRW. 2019 S. 114 

Neunte Satzung 
zur Änderung der Satzung des Wupperverbandes 

Vom 6. Dezember 2018 

Auf Grund des § 10 Absatz 1 in Verbindung mit den 
§§ 11 und 14 Absatz 1 des Wupperverbandsgesetzes vom 
15. Dezember 1992 (GV. NRW. 1993, S. 40), von denen 
§ 11 zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom 8. Juli 
2016 (GV. NRW. S. 559) geändert worden ist, hat die 
yerbandsversammlung am 6. Dezember 2018 folgende 
Anderungen der Satzung des Wupperverbandes vom 
9. August 1994 (GV. NRW. S. 692), die zuletzt durch 
Satzung vom 8. Dezember 2016 (GV. NRW. 2017 S. 278) 
geändert worden ist, beschlossen: 

1. In § 3 Absatz 1 werden Spiegelstrich 5 und 6 wie folgt 
gefasst: 

,,- Gewässerunterhaltungsbeitrag A - Vorflutsicherung 
- Erschwernisanteil Rechen -

- Gewässerunterhaltungsbeitrag B - weitere Aufgaben 
der Gewässerunterhaltung-". 

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2019 in 
Kraft. 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von 
Verfahrens- und Formvorschriften des Wupperverbands­
gesetzes gegen die Satzung nach Ablauf eines Jahres 
nach dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge­
macht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be­
kanntgemacht worden, 

c) der Vorstand hat den Beschluss der Verbandsver­
sammlung vorher beanstandet oder 

d) der Form-oder Verfahrensmangel ist gegenüber dem 
Verband vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts­
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

Die vorstehende, mit Erlass des Ministeriums für Um­
welt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des 

Landes Nordrhein-Westfalen vom 8. Januar 2019 - Az.: 
IV-1 - 072 080 03 - gemäß § 11 Absatz 2 des Wupperver­
bandsgesetzes genehmigte Satzungsänderung sowie der 
Hinweis gemäß § 11 Absatz 5 des Wupperverbandsgeset­
zes werden hiermit gemäß§ 11 Absatz 4 des Wupperver­
bandsgesetzes bekanntgemacht. 

Wuppertal, den 30. Januar 2019 

780 

Der Vorstand 

Wulf 

- GV. NRW. 2019 S. 116 

Verordnung 
über die Festsetzung der Umlage der 

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2019 

Vom 4. Februar 2019 

Auf Grund des § 2 Absatz 1 des Umlagegesetzes vom 
17. Juli 1951 (GV. NRW. S. 87), der durch Gesetz vom 
15. Dezember 2005 (GV. NRW. S. 950) geändert worden 
ist, verordnet das Ministerium für Umwelt, Landwirt­
schaft, Natur- und Verbraucherschutz: 

§ 1 
Höhe der Umlage 

Für die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
wird die Umlage für das Haushaltsjahr 2019 entspre­
chend dem Beschluss der Hauptversammlung der Land­
wirtschaftskammer vom 7. Dezember 2018 auf 8,00 vom 
Tausend des Einheitswertes festgesetzt. 

§2 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2019 
in Kraft. 

Düsseldorf, den 4. Februar 2019 

780 

Die Ministerin 
für Umwelt, Landwirtschaft 

Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ursula H e i n e n - E s s er 

- GV. NRW. 2019 S. 116 

Verordnung 
zur Regelung von Zuständigkeiten und zur 

Übertragung von Ermächtigungen zum Erlass 
von Rechtsverordnungen für Bereiche 

der Agrarwirtschaft 
(Zuständigkeitsverordnung Agrar - ZustVOAgrar) 

Vom 5. Februar 2019 

Auf Grund des 

- § 5 Absatz 3 Satz 1 des Landesorganisationsgesetzes 
vom 10. Juli 1962 (GV. NRW. S. 421), der zuletzt durch 
Artikel 10 des Gesetzes vom 9. Mai 2000 (GV. NRW. 
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